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IntervIeW 
Das vollständige Interview zum Anhören finden 
Sie auf www.diw.de/interview
Prof. Dr. Alexander Kritikos, Forschungs-
direktor Entrepreneurship am DIW Berlin 
Herr Prof. Kritikos, der Gründungszuschuss der Bundes- 1. 
agentur für Arbeit soll Arbeitslose auf dem Weg in 
die Selbständigkeit unterstützen. Jetzt ist geplant, die 
Vergabe dieses Zuschusses zu reformieren. Was soll sich 
insgesamt ändern? Die geplante Reform des Gründungs-
zuschusses umfasst vor allem drei Elemente: zum einen 
die Umstellung von einem Rechtsanspruch auf eine 
Ermessensleistung, zweitens die Verkürzung der Laufzeit 
des Gründungszuschusses von neun auf sechs Monate 
und drittens eine Budgetkürzung um 74 Prozent. Das 
heißt, statt 1,8 Milliarden Euro jährlich sollen nur noch 
470 Millionen Euro für dieses Instrument zur Verfügung 
stehen.  
Es gab den Gründungszuschuss bislang, wenn eine 
fachkundige Stelle bestätigt, dass der Businessplan der 
Gründer gut ist und die Gründung eine nachhaltige 
Entwicklung erwarten lässt. Nun soll noch ein weiterer 
Schritt nachgeschaltet werden: Die Arbeitsagenturen vor 
Ort sollen im Einzelfall entscheiden, ob der jeweilige An-
trag bewilligt wird oder nicht. Dadurch wird der Kunden-
betreuer in der Arbeitsagentur zu einer entscheidenden 
Instanz.
Ein arbeitsloser Gründer wäre also vom Wohlwollen sei- 2. 
nes Sachbearbeiters abhängig? Die Entscheidung könnte 
vom Wohlwollen abhängig sein. Wir wissen aber bis 
heute noch nicht, nach welchen Kriterien die Entschei-
dung vor Ort gefällt werden soll. Es könnte sein, dass nur 
die besten oder auch die zweitbesten Businesspläne eine 
Finanzierung bekommen oder die Pläne mit der höchsten 
Einkommenserwartung. Das ist noch völlig offen. Wenn 
aber die Reform in der geplanten Art umgesetzt wird, 
werden nur noch 50 000 Menschen den Gründungszu-
schuss bekommen können; derzeit sind es rund 140 000. 
Wir werden also eine Art Zweiklassengesellschaft bei der 
Gründung aus der Arbeitslosigkeit haben.
Eigentlich galt das bisherige Modell als erfolgreich. Was  3. 
beabsichtigt der Gesetzgeber nun mit dieser Änderung? 
Der Gesetzgeber hat das Ziel geäußert, das Instrument 
effizienter zu gestalten, um Geld sparen zu können. 
Allerdings war dieses Instrument bereits effektiv und 
effizient. Wir haben insbesondere für das sehr ähnliche 
Vorgängermodell des Gründungszuschusses beobachten 
können, dass die Bundesagentur für Arbeit bei Verwen-
dung dieses Instruments sogar Geld gespart hat. 
Also geht die Rechnung des Gesetzgebers Ihrer Meinung  4. 
nach nicht auf? Das ist richtig. Wenn die Budgetkür-
zung in der geplanten Form kommt, ist zu erwarten, 
dass das Budget der Arbeitsagentur an anderer Stelle 
entsprechend steigen wird, insbesondere bei Ausgaben 
für das Arbeitslosengeld I, unter Umständen auch beim 
Arbeitslosengeld II und eventuell bei weiteren dann von 
den betroffenen Personen genutzten Maßnahmen.
60 bis 75 Prozent aller Geförderten wären auch ohne  5. 
staatliche Förderung in die Selbständigkeit gegangen, 
heißt es als Begründung für die Einschnitte. Stimmen 
Sie dem zu? Die Aussage ist richtig, nicht aber die In-
terpretation. Aus dieser Aussage können keine Mitnah-
meeffekte abgeleitet werden. Eine Mitnahme läge dann 
vor, wenn man sagen könnte, wie viele Menschen sich 
ohne den Zuschuss erfolgreich aus der Arbeitslosigkeit 
selbständig gemacht hätten. Aus der jüngsten Studie 
von Kollegen wissen wir, dass das nur bei 20 Prozent 
der Fall ist. Aus eigenen Arbeiten wissen wir auch, dass 
rund 70 Prozent der Gründer im ersten Jahr weniger 
verdienen als zuvor als Angestellte.
Lehnen Sie die Reform des Gründungszuschusses insge- 6. 
samt ab? Die Reform umfasst wie gesagt drei Elemente. 
Von denen würde ich die Verkürzung des Gründungs-
zuschusses von neun auf sechs Monate gut heißen. 
Das erhöht die Effizienz dieses Zuschusses. Aber die 
beiden anderen Elemente, also die Umwandlung in eine 
Ermessensleistung und die Budgetkürzung, halte ich für 
nicht zielführend.
  Das Gespräch führte Erich Wittenberg.
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